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Verantwortung 

Die SPD – die Partei, die sich selbst nicht mehr 
kennt 

„Wer die Gesellschaft leugnet, die er selbst gestaltet hat, kann sie auch 

nicht mehr vertreten.“ 

Parteien gewinnen und verlieren Wähler. Manchmal verlieren sie 

dabei den Kontakt zur Wirklichkeit – und zur eigenen Biografie. 

Die Sozialdemokratie in Deutschland scheint zunehmend in die 

zweite Kategorie zu fallen. Nicht, weil es an Programmen oder 

politischem Willen mangelt. Sondern weil sich das Verhältnis 

zwischen politischem Selbstbild und gesellschaftlicher Realität 

immer weiter auseinanderentwickelt. 

Über lange Zeit war die SPD eine Partei, die ihre Stärke genau aus 

dieser Übereinstimmung bezog. Sie sprach nicht über die 

Gesellschaft – sie sprach aus ihr heraus. Ihre Politik war nicht nur 

normativ begründet, sondern soziologisch verankert. 

Ihre Kernkompetenz lag in der Würdigung von Arbeit und im 

Ermöglichen von Aufstieg. Sie war die politische Heimat einer breiten 

arbeitenden Mehrheit. Das zentrale Versprechen lautete: 

Durchlässigkeit nach oben. 

Heute verschiebt sich der Fokus sichtbar: weg vom Aufstieg, hin zur 

Absicherung – häufig an den diffusen Rändern zwischen 

Erwerbsarbeit und staatlicher Grundversorgung. 

Vielleicht liegt genau hier der Schlüssel zu ihrem heutigen Problem: 

Die Gesellschaft hat sich weiterentwickelt. Die SPD hält an einem Bild 

fest, das sie einst geprägt hat – und beginnt zunehmend, dieses Bild 

mit der Realität zu verwechseln. 

Die Last der historischen Stärke 
Die Stärke der Sozialdemokratie lag nie allein in ihren Ideen und 

einem spezifischen Zielbild unserer Gesellschaft. Sie lag in ihrer 
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Fähigkeit, gesellschaftliche Wirklichkeit präzise zu erfassen – und 

politisch zu übersetzen. 

In der industriellen Bundesrepublik bis etwa Ende der 1990er Jahre 

war diese Wirklichkeit vergleichsweise klar strukturiert. Eine breite 

Arbeiterschicht, geprägt von körperlichem Einsatz, begrenzten 

Aufstiegschancen und einem starken Bedürfnis nach sozialer 

Absicherung. Daneben eine kleinere Schicht von 

Verwaltungsangestellten, Unternehmertum und akademischer Elite. 

Die politische Mitte war in diesem Gefüge kein abstrakter Ort, 

sondern eine konkrete Lebensrealität: Arbeit, Verlässlichkeit, 

schrittweiser Aufstieg. Die Versprechen waren überschaubar – und 

gerade deshalb wirksam: ein eigenes Haus, ein stabiles Einkommen, 

bessere Chancen für die nächste Generation. 

Die SPD war die politische Form dieser Realität. 

Doch diese Realität hat sich grundlegend verändert – und die SPD hat 

diesen Wandel nicht konsequent in ihr eigenes Denken integriert. 

Die Kinder der Arbeiter sind heute keine Arbeiter mehr. 

Sie sind Fachkräfte, Spezialisten, Angestellte, Teil einer breiten, 

leistungsorientierten Mitte. Sie haben Bildungsaufstiege vollzogen, 

Einkommen gesteigert und Lebensstandards erreicht, die früher Ziel – 

und nicht Ausgangspunkt – waren. 

Die entscheidende Veränderung ist dabei weniger ökonomisch als 

mental: 

Diese neue Mitte denkt anders. 

Sie definiert sich nicht mehr über kollektive Zugehörigkeit, sondern 

über individuelle Leistung. Sie strebt nach Differenzierung, nicht nach 

Gleichmacherei. Sie erwartet Fairness – aber keine Nivellierung. 

Und vor allem: Sie lebt nicht mehr primär von Aufstiegshoffnung, 

sondern von der Sorge, das Erreichte zu verlieren. 

Befremdliche Entkopplung 
Die soziale Frage hat sich verschoben: von der Perspektive nach oben 

hin zur Absicherung nach unten. 

Genau hier beginnt die Entkopplung. 

Während sich die gesellschaftliche Realität verändert hat, 

argumentiert die SPD weiterhin entlang von Kategorien, die historisch 

einmal zutrafen – heute aber zunehmend zur Projektion werden. 
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Sie spricht für eine Arbeiterschicht, die in dieser Form nicht mehr 

existiert. 

Sie deutet soziale Konflikte weiterhin als kollektive Klassenkonflikte – 

obwohl sie längst fragmentiert und individualisiert sind. 

Damit gerät sie in einen Widerspruch zu ihrer eigenen Wählerschaft: 

Sie adressiert Gruppenbilder, während ihre ehemaligen Stammwähler 

längst individuelle Lebensrealitäten entwickelt haben. 

Blind vor Arbeit 
Die SPD hat aufgehört, die Gesellschaft zu beobachten, die sie 

vertreten will – und begonnen, ein eigenes Bild fortzuschreiben. 

Das bleibt politisch nicht folgenlos. 

Die aufgestiegene Mitte erkennt sich in der Sprache der 

Sozialdemokratie nicht mehr wieder. Nicht, weil sie soziale Fragen 

ablehnt – sondern weil diese Fragen anders gestellt werden müssen. 

Wer sich etwas aufgebaut hat, erwartet keine abstrakten 

Gleichheitsversprechen, sondern Verlässlichkeit, Planbarkeit und 

Schutz vor Verlust. 

Gleichzeitig fühlen sich diejenigen, die tatsächlich unter Druck stehen, 

ebenfalls nicht erreicht. Ihre Lebensrealität passt nicht mehr in die 

alten Deutungsmuster industrieller Klassenkonflikte. Sie erleben 

Unsicherheit individuell – nicht als Teil klarer Verteilungslinien. 

So entsteht eine doppelte Entfremdung. 

Ein Teil der Gesellschaft orientiert sich nach links außen, ein anderer 

nach rechts. Beide Bewegungen speisen sich aus demselben Vakuum 

– einem Vakuum, zu dem die SPD maßgeblich beigetragen hat. 

Rettung denkbar? 
Die zentrale Herausforderung der Sozialdemokratie ist keine 

rhetorische und keine rein programmatische. 

Sie ist grundsätzlicher: die Fähigkeit, die Gesellschaft wieder so zu 

sehen, wie sie ist – nicht, wie man sie sich erzählt. 

Das bedeutet, den eigenen Sozialmythos infrage zu stellen. Die 

Vorstellung homogener Klassen und klarer Lager trägt nicht mehr. 

An ihre Stelle ist eine differenzierte, aufgestiegene und zugleich 

verunsicherte Mitte getreten, die andere Erwartungen an Politik hat. 
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Diese Mitte sucht Orientierung - nicht Nivellierung. Sie will verstanden 

werden, nicht beschrieben. Sie erwartet Lösungen, nicht Verwaltung. 

Gerade deshalb ist jede Form der Rückwärtsgewandtheit politisch 

hochriskant. 

Die Versprechen vergangener Sicherheiten sind längst von den 

politischen Rändern besetzt worden. Dort müssen sie nicht eingelöst 

werden – dort genügt ihre emotionale Wirkung. 

In der Mitte hingegen wächst das Unbehagen. Und wenn 

überzeugende Antworten ausbleiben, sinkt die Hemmschwelle, 

Alternativen zumindest auszuprobieren. 

Die Konsequenz ist klar: 

Abgrenzung gelingt nur durch eine progressive, realitätsnahe Politik 

entlang tatsächlicher Lebenswirklichkeiten. 

Für die SPD bedeutet das: Mitte, Mitte, Mitte – mit einer klaren 

Sensibilität für jene, denen Aufstieg nicht gelingt. 

Das ist zugleich eine Abgrenzung: 

gegenüber einer linken Politik, die Unterschiede vorschnell 

moralisiert, 

und gegenüber einer rechten Politik, die Verunsicherung in einfache 

Feindbilder übersetzt. 

Mut zur neuen Herausforderung 
Die Aufgabe der Sozialdemokratie – und darüber hinaus der 

politischen Mitte – liegt darin, eine neue Verbindung herzustellen: 

zwischen der Realität einer veränderten Gesellschaft und dem 

Anspruch, sie gerecht zu gestalten. 

Nicht als moralische Instanz. Sondern als überzeugendes Angebot. 

Nicht durch Rückgriff auf alte Erzählungen. Sondern durch die 

Bereitschaft, neue zu entwickeln. 

Die Endlichkeit alter Erfolgsrezepte ist kein Makel. Sie ist Teil jeder 

politischen Biographie. 

„Zurück zu den Wurzeln“ bedeutet heute oft nur noch: zurück in eine 

Welt, die es so nicht mehr gibt. 
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Die SPD hat den Aufstieg großer Teile der Gesellschaft ermöglicht – 

ohne diesen Erfolg vollständig in ihr eigenes Selbstverständnis zu 

integrieren. 

So entsteht ein paradoxer Zustand: 

Eine Partei, die Fortschritt organisiert hat, spricht, als hätte er nie 

stattgefunden. 

Das eigene Werk braucht Korrektur – nicht Verleugnung. Es geht nicht 

darum, die Geschichte zu entwerten, sondern die Gegenwart ernst zu 

nehmen. 

Denn Wirklichkeit lässt sich nicht dauerhaft durch Erzählungen 

ersetzen. 

Politische Stärke entsteht nicht aus Treue zu einem Bild – 

sondern aus der Fähigkeit, es zu verändern, wenn es nicht mehr trägt. 

Die entscheidende Frage lautet: Will die SPD wieder Anschluss 

finden? 

Die Angst vor der eigenen Courage 
So sehr sich die Krise strukturell erklären lässt – sie ist nicht nur 

strukturell. 

Parteien werden geführt. Und sie werden geprägt durch die Art, wie 

ihre Führung Wirklichkeit beschreibt. 

In den öffentlichen Aussagen zentraler Akteure zeigt sich seit Jahren 

ein Muster: Gesellschaft erscheint vor allem als Raum von 

Benachteiligung, Schutzbedürftigkeit und Umverteilung. 

Historisch nachvollziehbar – aber zunehmend unzureichend. 

Denn diese Perspektive blendet große Teile der Realität aus. 

Nicht, weil es keine Probleme gäbe – sondern weil sie zur 

dominanten, oft einzigen Erzählung werden. 

Wer Gesellschaft primär als benachteiligt beschreibt, verliert jene aus 

dem Blick, die Verantwortung für ihr Erreichtes übernehmen – und 

genau diese Gruppe bildet heute einen erheblichen Teil der Mitte. 

Damit stellt sich eine weitere unbequeme Frage: 

Warum bleibt die Partei selbst so still? 

Warum artikuliert eine Basis, die diese Verschiebung spürt, so wenig 

Widerspruch? 
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Eine mögliche Antwort ist unbequem: Gewöhnung ersetzt Analyse. 

Loyalität ersetzt Kritik. 

Doch genau das stabilisiert das Problem. Denn Führung prägt die 

Richtung – aber Erneuerung entsteht nur, wenn sie auch eingefordert 

wird. Sie beginnt selten an der Spitze, scheitert aber fast immer, wenn 

sie von unten ausbleibt. 


